
16.  Kirchenaustrittsrecht 

16.1 Berlin 

Gesetz über den Austritt aus Religionsgemeinschaften öffentlichen Rechts [für 

Berlin] (Kirchenaustrittsgesetz) 

Vom 30.01.1979 (GVBl. 1979, 183), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.10.2001 

(GVBl. S. 540) 

§ 1 [Austrittserklärung] 

(1) Der Austritt aus einer Religionsgemeinschaft öffentlichen Rechts ist bei dem Amtsgericht zu 

erklären, in dessen Bezirk der Erklärende seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Die Erklärung kann mündlich oder schriftlich abgegeben werden. Sie ist unwirksam, wenn sie 

Bedingungen oder andere Zusätze enthält. Über die mündliche Erklärung ist eine Niederschrift 

aufzunehmen. Die schriftliche Erklärung muß öffentlich beglaubigt sein. Ehegatten oder 

Lebenspartner sowie Eltern und Kinder können den Austritt in derselben Urkunde erklären.  

(3) Gerichtskosten werden nicht erhoben. 

§ 2 [Zulassung zum Austritt] 

(1) Den Austritt kann erklären, wer das 14. Lebensjahr vollendet hat und nicht geschäftsunfähig ist. 

Für Kinder unter 14 Jahren und für Geschäftsunfähige kann der gesetzliche Vertreter, dem die Sorge 

für die Person obliegt, den Austritt erklären. Hat das Kind das zwölfte Lebensjahr vollendet, so kann 

der Austritt nicht gegen seinen Willen erklärt werden. 

(2) Eine Austrittserklärung durch einen bevollmächtigten Vertreter ist nicht zulässig. 

§ 3 [Wirksamkeit] 

(1) Austrittserklärungen werden mit dem Ablauf des Tages wirksam, an dem die Niederschrift 

unterzeichnet wurde oder die schriftliche Erklärung eingegangen ist. 

 (2) Die Austrittserklärung bewirkt im staatlichen Bereich die dauernde Befreiung des Ausgetretenen 

von allen Leistungen, die auf der persönlichen Zugehörigkeit zu der Religionsgemeinschaft beruhen. 

Die Befreiung tritt mit dem Ende des Monats ein, der auf den Monat folgt, in dem die 

Austrittserklärung beim Amtsgericht eingeht. 

§ 4 [Bescheinigung über den Austritt] 

Das Amtsgericht benachrichtigt unverzüglich die Religionsgemeinschaft, der der Ausgetretene 

angehört hat, von der Abgabe der Erklärung. Dem Ausgetretenen wird eine Bescheinigung über den 

Austritt erteilt. 

§ 5 [Austritt aus Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts] 

Die §§ 1 bis 4 gelten entsprechend für den Austritt aus Weltanschauungsgemeinschaften öffentlichen 

Rechts. 

(…) 



§ 6 [Weiterer Geltungsbereich] 

§ 3 gilt auch für die seit dem 1. Januar 1978 abgegebenen Austrittserklärungen.  

§ 7 [Inkrafttreten] 

(…) 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Gesetz betreffend den Austritt aus den 

Religionsgemeinschaften öffentlichen Rechts vom 30. November 1920 (GS 1921 S. 119) außer Kraft. 

 

 

16.2 Hamburg 

Gesetz über den Austritt aus Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 

Vom  05.03.1962 (HmbGvBl. 1962, 65), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.12.2009 

(HmbGVBl. S. 444, 447) 

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz: 

§ 1 

Wer aus einer in der Freien und Hansestadt Hamburg bestehenden Religionsgesellschaft des 

öffentlichen Rechts austreten will, hat seinen Austritt gegenüber dem zuständigen Standesamt zu 

erklären. Die Erklärung kann nur bedingungslos und uneingeschränkt abgegeben werden. Das 

Standesamt darf Zusätze weder in die Austrittserklärung noch in die Austrittsbescheinigung 

aufnehmen. 

§ 2 

Die Erklärung nach § 1 kann von dem Austretenden abgegeben werden, wenn er das 14. Lebensjahr 

vollendet hat und nicht geschäftsunfähig ist. Für Kinder unter 14 Jahren und für Geschäftsunfähige 

kann der gesetzliche Vertreter, dem die Sorge für die Person obliegt, den Austritt erklären. Eine 

Vertretung kraft Vollmacht ist nicht zulässig. 

§ 3 

Die Erklärung nach § 1 ist mündlich oder schriftlich abzugeben. Über die mündliche Erklärung ist eine 

Niederschrift aufzunehmen; die schriftliche Erklärung muss öffentlich beglaubigt sein. Ehegatten, 

Lebenspartner sowie Eltern und Kinder können sich in derselben Urkunde erklären. 

§ 4 

(1) Für die Entgegennahme der Erklärung nach § 1 ist das Standesamt zuständig, in dessen Amtsbezirk 

der Austretende seinen Wohnsitz hat. Austrittswillige, die ihren Wohnsitz nicht in Hamburg haben, 

können die Austrittserklärung beim Standesamt Hamburg-Mitte abgeben, wenn es ihnen nicht möglich 

ist, den Austritt nach dem Recht ihres jetzigen Wohnsitzes wirksam zu erklären. 

(2) Das Standesamt hat die Religionsgesellschaft, der der Austretende angehört hat, und die Stelle, die 

die Kirchensteuer erhebt, von der Abgabe der Erklärung unverzüglich zu benachrichtigen; es hat 

ferner dem Austretenden auf Antrag eine Bescheinigung über den Austritt zu erteilen. 
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(3) Austrittserklärungen werden mit der Unterzeichnung der Niederschrift oder dem Eingang einer 

schriftlichen Erklärung wirksam. 

§ 5 

Der Austritt bewirkt im staatlichen Bereich die dauernde Befreiung der Austretenden von allen 

Leistungen, die auf der persönlichen Zugehörigkeit zu der Religionsgesellschaft beruhen. Das Ende 

der Kirchensteuerpflicht regelt das Hamburgische Kirchensteuergesetz. 

§ 6 

(1) Die Verordnung über den Austritt aus Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts vom 29. 

Januar 1942 (Sammlung des bereinigten hamburgischen Landesrechts 222-t) wird aufgehoben. 

(2) Für die Erklärungen, die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes abgegeben worden sind, gelten die 

bisherigen Bestimmungen. 

§ 7 

Dies Gesetz tritt am 1. April 1962 in Kraft. 

Ausgefertigt Hamburg, den 5. März 1962.  

Der Senat 

 

 

16.3 Niedersachsen 

Gesetz über den Austritt aus Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts in 

Niedersachsen (Kirchenaustrittsgesetz - KiAustrG) 

Vom 04.07.1973 (Nds. GVBl. 1973, 221), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.05.1996 

(Nds. GVBl. S. 242) 

§ 1 [Austrittsberchtigte] 

(1) Den Austritt aus einer Kirche, Religionsgemeinschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft, die die 

Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts besitzt, kann erklären, wer das 14. Lebensjahr 

vollendet hat. Ist eine solche Person geschäftsunfähig, so kann ihr gesetzlicher Vertreter, dem die 

Sorge für die Person zusteht, den Austritt erklären. Er bedarf dazu der Genehmigung des 

Vormundschaftsgerichts. Wer in der Geschäftsfähigkeit beschränkt ist, bedarf zur Austrittserklärung 

nicht der Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters. 

(2) Den Austritt für eine Person, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, kann der gesetzliche 

Vertreter, dem die Sorge für die Person zusteht, erklären. Ist dieser ein Vormund oder Pfleger, so 

bedarf er dazu der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. Hat das Kind das 12. Lebensjahr 

vollendet, so kann der Austritt nicht gegen seinen Willen erklärt werden. 

(3) Eine Austrittserklärung durch einen bevollmächtigten Vertreter ist nicht zulässig. 

§ 2 [Austrittserklärung vor dem Standesbeamten] 



(1) Der Austritt ist dem Standesbeamten gegenüber zu erklären. Zur Entgegennahme der Erklärung ist 

der Standesbeamte zuständig, in dessen Bezirk der Erklärende seinen Wohnsitz, beim Fehlen eines 

Wohnsitzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Die Austrittserklärung kann mündlich oder schriftlich abgegeben werden. Sie darf keine 

Vorbehalte, Bedingungen oder Zusätze enthalten. Über die mündliche Erklärung ist eine Niederschrift 

aufzunehmen, die der Erklärende zu unterschreiben hat. Die schriftliche Erklärung muß öffentlich 

beglaubigt sein. Der Nachweis der Zugehörigkeit zu der Religionsgemeinschaft ist nicht erforderlich. 

(3) Der Standesbeamte hat der Kirche, Religionsgemeinschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft, der 

der Erklärende angehört hat, eine beglaubigte Abschrift der Austrittserklärung zu übersenden. 

§ 3 [Wirksamkeit der Austrittserklärung] 

(1) Die mündliche Erklärung wird mit der Abgabe, die schriftliche mit dem Zugang wirksam. 

(2) Mit der Wirksamkeit der Erklärung entfallen für den Bereich des staatlichen Rechts sämtliche 

Rechte und Pflichten, die auf der persönlichen Zugehörigkeit zu der Kirche, Religionsgemeinschaft 

oder Weltanschauungsgemeinschaft beruhen. § 3 Abs. 2 des Kirchensteuerrahmengesetzes vom 10. 

Februar 1972 (Nieders. GVBl. S. 109) bleibt unberührt. 

§ 4 [Erteilung der Austrittsbescheinigung] 

(1) Über den Austritt hat der Standesbeamte dem Erklärenden eine Bescheinigung zu erteilen. 

(2) Die Beteiligten können bei dem Amtsgericht die Feststellung beantragen, daß die gesetzlichen 

Voraussetzungen für die Erteilung der Bescheinigung nicht gegeben waren. Auf das Verfahren ist 

Artikel 7 des Niedersächsischen Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit in der Fassung vom 24. 

Februar 1971 (Nieders. GVBl. S. 43) anzuwenden. 

§ 5 [Übertritt in eine andere Köroerschaft] 

(1) Wer aus einer Kirche, Religionsgemeinschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft, die die Rechte 

einer Körperschaft des öffentlichen Rechts besitzt, in eine andere derartige Körperschaft übertreten 

will, kann anstelle des Austritts bei der aufnehmenden Körperschaft den Übertritt erklären, sofern die 

beteiligten Körperschaften den Übertritt durch Vereinbarung zugelassen haben. § 1 gilt entsprechend. 

(2) Die Vereinbarung muß sicherstellen, daß der Übertritt entsprechend § 2 Abs. 2 erklärt wird. Sie ist 

der Landesregierung anzuzeigen und, sofern sie den gesetzlichen Erfordernissen entspricht, von dieser 

im Niedersächsischen Ministerialblatt zu veröffentlichen. Die Wirksamkeit der Vereinbarung tritt in 

dem von ihr bezeichneten Zeitpunkt, frühestens jedoch mit ihrer Veröffentlichung, ein. 

(3) Die in der Vereinbarung bestimmte Stelle der aufnehmenden Körperschaft hat dem nach § 2 Abs. 1 

zuständigen Standesbeamten unverzüglich eine beglaubigte Abschrift der Übertrittserklärung zu 

übersenden. 

(4) Der Übertritt wird mit dem Zugang der Mitteilung an den Standesbeamten wirksam. Der Übertritt 

hat die in § 3 Abs. 2 bestimmte Wirkung eines Austritts. Hierüber erteilt der Standesbeamte dem 

Übergetretenen eine Bescheinigung. 

(5) Das Recht, nach den Vorschriften dieses Gesetzes aus einer Kirche, Religionsgemeinschaft oder 

Weltanschauungsgemeinschaft des öffentlichen Rechts auszutreten, wird durch eine Vereinbarung 

gemäß Absatz 1 nicht berührt. 



§ 6 [Verfahrenskosten] 

Für das Verfahren vor dem Standesbeamten nach diesem Gesetz werden Kosten (Gebühren und 

Auslagen) erhoben. 

§ 7 [Kommunaler Finanzausgleich] 

Soweit der den Gemeinden durch dieses Gesetz entstehende Verwaltungsaufwand nicht durch die 

Erhebung von Kosten gedeckt ist, wird er im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs abgegolten. 

§ 8 [Anwendung der bisherigen Bestimmungen] 

Für eine vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes abgegebene Austrittserklärung gelten die bisherigen 

Bestimmungen. 

§ 9 [Inkrafttreten; Außerkrafttreten] 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1974 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten alle bisher geltenden Vorschriften über den Kirchenaustritt außer Kraft. 

Insbesondere werden aufgehoben: 

1. das braunschweigische Gesetz, die Verhältnisse der Dissidenten betreffend, vom 25. März 1873 

(Nieders. GVBl. Sb. III S. 114), 

2. die braunschweigische Verordnung, die Ausführung der Gesetze Nr. 62 und Nr. 63 vom 25. März 

1873 über die Verhältnisse der Dissidenten und über die Verabsäumung der sechswöchigen Tauffrist 

betreffend, vom 13. November 1873 (Nieders. GVBl. Sb. III S. 114), 

3. das braunschweigische Gesetz über den Austritt aus der Kirche vom 23. Januar 1919 (Nieders. 

GVBl. Sb. II S. 401), 

4. das braunschweigische Gesetz über die Führung der Dissidentenregister vom 11. Mai 1921 

(Nieders. GVBl. Sb. II S. 401), 

5. die braunschweigische Verordnung zur Vereinfachung der Dissidentenregister vom 17. Juni 1921 

(Nieders. GVBl. Sb. II S. 401), 

6. die braunschweigische Verordnung über das Dissidentenregister vom 29. April 1929 (Nieders. 

GVBl. Sb. II S. 402), 

7. das Gesetz für den Freistaat Oldenburg, betreffend den Austritt aus den Religionsgesellschaften 

öffentlichen Rechts, vom 18. Mai 1922 (Nieders. GVBl. Sb. II S. 403), geändert durch § 18 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 4 Buchst. b des Kirchensteuerrahmengesetzes vom 10. Februar 1972 (Nieders. GVBl. S. 

109), 

8. Artikel 76 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 der Verfassung des Freistaats Preußen vom 30. November 1920 

(Nieders. GVBl. Sb. II S. 5), geändert durch § 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 Buchst. e des 

Kirchensteuerrahmengesetzes vom 10. Februar 1972 (Nieders. GVBl. S. 109), 

9. das preußische Gesetz, betreffend den Austritt aus den Religionsgesellschaften öffentlichen Rechts, 

vom 30. November 1920 (Nieders. GVBl. Sb. II S. 361), geändert durch § 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 

Buchst. f des Kirchensteuerrahmengesetzes vom 10. Februar 1972 (Nieders. GVBl. S. 109), 



10. das schaumburg-lippische Gesetz, betr. den Austritt aus der Kirche, vom 21. März 1896 (Nieders. 

GVBl. Sb. III S. 125), geändert durch § 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Buchst. d des 

Kirchensteuerrahmengesetzes vom 10. Februar 1972 (Nieders. GVBl. S. 109), 

11. § 5 Nrn. 10 und 11 des Gesetzes über Gebührenbefreiung, Stundung und Erlaß von Kosten in der 

Gerichtsbarkeit vom 10. April 1973 (Nieders. GVBl. S. 111). 

Hannover, den 4. Juli 1973. 

Der Niedersächsische Ministerpräsident 

Kubel 

Der Niedersächsische Kultusminister 

von Oertzen 

16.4 Nordrhein-Westfalen 

Gesetz zur Regelung des Austritts aus Kirche, Religionsgemeinschaften und 

Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts [von Nordrhein-

Westfalen] (Kirchenaustrittsgesetz – KiAustrG) 

Vom 26.05.1981 (GV NRW S. 260), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.06.2006 

(GV NRW S. 291) 

§ 1   [Austrittserklärung] 

Der Austritt aus einer Kirche oder aus einer sonstigen Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft 

des öffentlichen Rechts mit Wirkung für den staatlichen Bereich erfolgt durch Erklärung bei dem 

Amtsgericht, in dessen Bezirk der Erklärende seinen Wohnsitz oder bei Fehlen eines Wohnsitzes 

seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

§ 2   [Alter] 

(1) Der Austritt kann von dem Austretenden erklärt werden, wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat 

und nicht geschäftsunfähig ist. 

(2) Für Kinder unter 14 Jahren und für Geschäftsunfähige kann der gesetzliche Vertreter, dem die 

Personensorge zusteht, den Austritt erklären. Ist der gesetzliche Vertreter ein Vormund oder Pfleger, 

so bedarf er dazu der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

(3) Hat ein Kind das 12. Lebensjahr vollendet, so kann sein Austritt nur mit seiner Zustimmung erklärt 

werden. 

§ 3   [Formvorschriften] 

(1) Die Austrittserklärung kann mündlich oder schriftlich abgegeben werden. 

(2) Die Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, aus der der Erklärende austreten will, 

muß eindeutig bezeichnet sein. Der Nachweis der Zugehörigkeit ist nicht erforderlich. 

(3) In der Austrittserklärung sind der Familienname, die Vornamen, Tag und Ort der Geburt, 

Wohnung und Familienstand anzugeben. 



(4) Die Austrittserklärung darf keine Vorbehalte, Bedingungen oder Zusätze enthalten. 

(5) Die mündliche Erklärung muß zur Niederschrift des Urkundsbeamten des zuständigen 

Amtsgerichts erfolgen. Die schriftliche Erklärung muß als Einzelerklärung in öffentlich beglaubigter 

Form eingereicht werden. 

(6) Eine Austrittserklärung durch einen bevollmächtigten Vertreter ist nicht zulässig. 

§ 4   [Wirksamkeit] 

(1) Mit der Wirksamkeit der Austrittserklärung entfallen für den Bereich des staatlichen Rechts 

sämtliche Rechte und Pflichten, die auf der persönlichen Zugehörigkeit zu der Kirche, Religions- oder 

Weltanschauungsgemeinschaft beruhen. 

(2) Die Austrittserklärung wird mit dem Ablauf des Tages wirksam, an dem die Niederschrift der 

Austrittserklärung unterzeichnet worden oder an dem die schriftliche Erklärung bei dem Amtsgericht 

 eingegangen ist. 

(3) Das Ende der Kirchensteuerpflicht als Folge des Kirchenaustritts regelt das Gesetz über die 

Erhebung von Kirchensteuern im Lande Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden Fassung.  

(4) Rechtspflichten, die nicht auf der persönlichen Zugehörigkeit zu der Kirche, Religions- oder 

Weltanschauungsgemeinschaft beruhen, insbesondere Lasten, für die kraft besonderen Rechtstitels 

bestimmte Grundstücke haften, werden durch die Austrittserklärung nicht berührt. 

§ 5   [Austrittsbescheinigung – Benachrichtigungen] 

(1) Das Amtsgericht hat dem Ausgetretenen unverzüglich nach Abgabe der Austrittserklärung eine 

Austrittsbescheinigung zu erteilen. In der Bescheinigung ist anzugeben, wann die Austrittserklärung 

wirksam geworden ist. 

(2) Das Amtsgericht unterrichtet die Kirche, die Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft 

unverzüglich durch Übersendung einer beglaubigten Abschrift der Austrittserklärung. Es teilt den 

Austritt der für die Wohnung des Ausgetretenen zuständigen Meldebehörde sowie dem 

Standesbeamten, der das Familienbuch führt, oder, falls kein Familienbuch oder das 

Lebenspartnerschaftsbuch angelegt ist, dem Standesbeamten, der die Eheschließung oder die 

Begründung einer Lebenspartnerschaft beurkundet hat, mit. 

§ 6   [Kostenfreiheit] 

Für die Amtshandlungen des Amtsgerichts werden Kosten nach den Bestimmungen des Gesetzes über 

Kosten im Bereich der Justizverwaltung (Justizverwaltungskostengesetz – JVKostG) erhoben. 

§ 8   [In-Kraft-Treten, Berichtspflicht] 

Dieses Gesetz tritt zwei Monate nach der Verkündung in Kraft. Die Landesregierung berichtet dem 

Landtag bis Ende 2009 über die Zweckmäßigkeit dieser Regelung. 
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16.5 Rheinland-Pfalz 

Landesgesetz über den Austritt aus Religionsgemeinschaften [von Rheinland-

Pfalz] (RelAuG) 

Vom 12. Oktober 1995 (GVBl 1995, 421 (425)) 

§ 1 

(1) Den Austritt aus einer Kirche, Religionsgemeinschaft oder Weltanschauungsgesellschaft des 

öffentlichen Rechts (Religionsgemeinschaft) kann erklären, wer das 14. Lebensjahr vollendet hat und 

nicht geschäftsunfähig ist. 

(2) Für Minderjährige unter 14 Jahren können die personensorgeberechtigten Eltern den Austritt 

erklären. Hat ein Kind das zwölfte Lebensjahr vollendet, kann der Austritt nicht gegen seinen Willen 

erklärt werden. 

(3) Für geschäftsunfähige Minderjährige, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, können die  

gesetzlichen Vertreter, denen die Personensorge zusteht, den Austritt erklären. Für geschäftsunfähige 

Volljährige können Betreuer den Austritt erklären, wenn ihr Aufgabenkreis die Bestimmung über die 

Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft umfaßt. 

§ 2 

(1) Der Austritt ist dem Standesbeamten gegenüber zu erklären, in dessen Bezirk die aus der 

Religionsgemeinschaft austretende Person ihren Wohnsitz, bei Fehlen eines Wohnsitzes ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Die Religionsgemeinschaft, die von der Austrittserklärung betroffen wird, muß eindeutig 

bezeichnet sein. Der Nachweis der Zugehörigkeit zu dieser Religionsgemeinschaft ist nicht 

erforderlich. 

(3) Die Austrittserklärung kann mündlich oder schriftlich abgegeben werden. Sie darf keine 

Vorbehalte, Bedingungen, Einschränkungen oder sonstige Zusätze enthalten. Erklärungen mit 

derartigen Zusätzen sind unwirksam. Über die mündliche Erklärung ist eine Niederschrift 

aufzunehmen. Der Standesbeamte soll den Erklärenden bei der Aufnahme der Niederschrift nach dem 

Taufort der austretenden Person befragen. Die Angabe ist freiwillig. Die schriftliche Erklärung muß 

öffentlich beglaubigt sein. 

(4) Der Austritt kann nicht durch einen bevollmächtigten Vertreter erklärt werden. 

§ 3 

(1) Die Austrittserklärung wird mit dem Ablauf des Tages wirksam, an dem die Niederschrift der 

Austrittserklärung unterzeichnet worden oder die schriftliche Erklärung dem zuständigen 

Standesbeamten zugegangen ist. 

(2) Mit der Wirksamkeit der Austrittserklärung entfallen für den Bereich des staatlichen Rechts 

sämtliche Rechte und Pflichten, die auf der persönlichen Zugehörigkeit zu der Religionsgemeinschaft 

beruhen. 

(3) Das Ende der Kirchensteuerpflicht als Folge des Austritts regelt das Kirchensteuergesetz vom 24. 

Februar 1971 (GVBl. S. 59, BS 222-31) in der jeweils geltenden Fassung. 



§ 4 

(1) Der Standesbeamte hat der ausgetretenen Person unverzüglich nach Abgabe der Erklärung eine 

Austrittsbescheinigung zu erteilen. In der Bescheinigung ist anzugeben, wann die Austrittserklärung 

wirksam geworden ist. 

(2) Der Standesbeamte unterrichtet die betroffene Religionsgemeinschaft, die Meldebehörde und die 

Stelle, die die Kirchensteuer verwaltet, unverzüglich durch Übersendung einer beglaubigten Abschrift 

der Austrittserklärung. 

§ 5 

Für die Amtshandlungen nach den §§ 2 und 4 werden Verwaltungsgebühren und Auslagenerstattung 

nach Maßgabe des Landesgebührengesetzes für Rheinland-Pfalz erhoben. 

 

§ 6 

Das für Angelegenheiten der Religionsgemeinschaften zuständige Ministerium erläßt die zur 

Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften im Einvernehmen mit dem für 

das Personenstands- und Meldewesen zuständigen Ministerium. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1996 in Kraft. 

 

 

16.6 Saarland 

Gesetz betreffend den Austritt aus den Religionsgesellschaften öffentlichen 

Rechts [von Saarland] 

Vom 30. November 1920 (PrGS 1921, 119), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 31. März 

2004 (Amtsbl. S. 1037) 

§ 1 

(1) Wer aus einer Religionsgesellschaft öffentlichen Rechts mit bürgerlicher Wirkung austreten will, 

hat den Austritt bei seiner Wohnsitzgemeinde zu erklären. Die Erklärung muss zu Protokoll der 

zuständigen Verwaltungsstelle erfolgen oder als Einzelerklärung in öffentlich beglaubigter Form 

eingereicht werden; Ehegatten sowie Eltern und Kinder können den Austritt in derselben Urkunde 

erklären; bei der Erklärung findet eine Vertretung kraft Vollmacht nicht statt 

(2) Die Gemeinde hat von der Abgabe und der etwaigen Zurücknahme der Austrittserklärung 

unverzüglich den Vorstand der Religionsgesellschaft, der der Erklärende angehört, zu benachrichtigen 

und dem Ausgetretenen eine Bescheinigung über den vollzogenen Austritt zu erteilen. 

§ 2 



(1) Die Austrittserklärung bewirkt die dauernde Befreiung des Ausgetretenen von allen Leistungen, 

die auf der persönlichen Zugehörigkeit zu der Religionsgesellschaft beruhen. Die Befreiung tritt ein 

mit dem Ende des Monats, in dem die Austrittserklärung rechtlich wirksam wird. 

(2) Leistungen, die nicht auf der persönlichen Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft beruhen, 

insbesondere Leistungen, die entweder kraft besonderen Rechtstitels auf bestimmten Grundstücken 

haften oder von allen Grundstücken des Kirchenbezirks oder von allen Grundstücken einer gewissen 

Klasse in dem Kirchenbezirk ohne Unterschied des Besitzers zu entrichten sind, werden durch die 

Austrittserklärung nicht berührt. 

§ 3 

(aufgehoben) 

§ 4 

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auch auf den Austritt aus der einzelnen 

Synagogengemeinde Anwendung. 

(2) Ein Jude, der aus einer Synagogengemeinde ausgetreten ist, wird nur dann Mitglied einer anderen 

Synagogengemeinde, wenn er ihrem Vorstand seinen Beitritt schriftlich erklärt. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 

 

 

16.7 Sachsen-Anhalt 

Kirchenaustrittsgesetz [Sachsen-Anhalt] 

Vom 15. April 1998 (GVBl. LSA 1998, 178), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. März 

2004 (GVBl. LSA S. 234) 

§ 1 Entgegennahme der Austrittserklärung 

Die Erklärung zum Austritt aus einer Kirche, einer Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, die 

Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, nimmt das Standesamt entgegen, in dessen Bezirk die 

erklärende Person ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung, beim Fehlen einer 

Wohnung ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

§ 2 Höchstpersönliche Erklärung 

Rechtsgeschäftliche Vertretung bei der Austrittserklärung ist ausgeschlossen. 

§ 3 Form und Wirksamkeit der Erklärung 

(1) Die Erklärung kann mündlich zur Niederschrift bei dem zuständigen Standesamt oder schriftlich 

abgegeben werden. Sie darf keine Vorbehalte, Bedingungen oder Zusätze enthalten. Die schriftliche 

Erklärung muß durch einen Notar öffentlich beglaubigt sein. Der Nachweis der Zugehörigkeit zu einer 

Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft ist nicht erforderlich. 



(2) Die mündliche Erklärung wird mit der Abgabe, die schriftliche mit dem Zugang bei dem 

zuständigen Standesamt wirksam. 

§ 4 Austrittsbescheinigung und Mitteilungspflichten 

(1) Über die Erklärung erteilt das zuständige Standesamt der ausgetretenen Person eine 

Bescheinigung, in der die Wirksamkeit des Austritts bestätigt wird. 

(2) Das zuständige Standesamt übersendet innerhalb einer Woche nach Wirksamwerden der Erklärung 

der zuständigen Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft eine beglaubigte Abschrift der 

Erklärung. Ferner unterrichtet es die für den Bezirk des Standesamtes zuständige Meldebehörde und, 

1. falls die erklärende Person verheiratet oder verheiratet gewesen ist, das Standesamt, das das 

Familienbuch oder, falls ein solches nicht angelegt sein sollte, den Heiratseintrag führt, oder 

2. falls die erklärende Person eine Eingetragene Lebenspartnerschaft führt oder geführt hat, das 

Standesamt, das das Lebenspartnerschaftsbuch führt. 

 

§ 5 Übergangsvorschrift 

Soweit seit dem 3. Oktober 1990 bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Austritt aus einer Kirche, 

Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, 

gegenüber einem Standesamt oder einer anderen öffentlichen Stelle erklärt worden ist, ist die 

Erklärung mit ihrer Abgabe oder mit ihrem Zugang bei dieser Stelle wirksam geworden. 

§ 6 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf seine Verkündung folgenden zweiten Kalendermonats in 

Kraft. 

(2) (aufgehoben) 

Magdeburg, den 15. April 1998. 

Der Präsident des Landtages von Sachsen-Anhalt 

Dr. Keitel 

Der Ministerpräsident des Landes Sachsen-Anhalt 

Dr. Höppner 

Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt 

Dr. Püchel 

 

 



16.8 Schleswig-Holstein 

Gesetz über den Austritt aus Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts in 

Schleswig-Holstein (Kirchenaustrittsgesetz – KiAustrG) 

Vom 8. Dezember 1977 (GVOBl. 1977, 491), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. 

Dezember 2008 (GVOBl. S. 693) 

§ 1 [Altersgrenzen] 

(1) Den Austritt aus einer Religionsgemeinschaft des öffentlichen Rechts kann erklären, wer das 14. 

Lebensjahr vollendet hat und nicht geschäftsunfähig ist. 

(2) Für Kinder unter 14 Jahren und für Geschäftsunfähige kann der gesetzliche Vertreter, dem die 

Sorge für die Person obliegt, den Austritt erklären. Hat das Kind das 12. Lebensjahr vollendet, so kann 

der Austritt nicht gegen seinen Willen erklärt werden. 

(3) Eine Austrittserklärung durch einen bevollmächtigten Vertreter ist nicht zulässig. 

§ 2 [Austrittserklärung] 

(1) Der Austritt ist dem Standesamt gegenüber zu erklären, in dessen Bezirk der Erklärende seinen 

Wohnsitz, beim Fehlen eines Wohnsitzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Die Austrittserklärung kann mündlich oder schriftlich abgegeben werden. Sie darf keine 

Vorbehalte, Bedingungen oder Zusätze enthalten. Über die mündliche Erklärung ist eine Niederschrift 

aufzunehmen. Die schriftliche Erklärung muß öffentlich beglaubigt sein. Der Nachweis der 

Zugehörigkeit zu der Religionsgemeinschaft ist nicht erforderlich. 

§ 3 [Wirksamkeit] 

(1) Austrittserklärungen werden mit Ablauf des Tages wirksam, an dem die Niederschrift 

unterzeichnet wurde oder die schriftliche Erklärung eingegangen ist. Mit diesem Zeitpunkt entfallen 

für den Bereich des staatlichen Rechts sämtliche Rechte und Pflichten, die auf der persönlichen 

Zugehörigkeit zu der Religionsgemeinschaft beruhen. 

(2) Das Ende der Kirchensteuerpflicht regeln die Kirchen in eigener Zuständigkeit. 

§ 4 [Austrittsbescheinigung] 

(1) Das Standesamt hat dem Ausgetretenen unverzüglich nach Abgabe der Austrittserklärung eine 

Austrittsbescheinigung zu erteilen. Die Bescheinigung muß das Datum der Austrittserklärung 

enthalten. 

(2) Das Standesamt unterrichtet gleichzeitig die betroffene Religionsgemeinschaft von der Abgabe der 

Austrittserklärung. 

§ 5 [Inkrafttreten] 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1978 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig wird das Gesetz über den Austritt aus den Religionsgesellschaften öffentlichen Rechts 

vom 30. November 1920 (GS. 1921 S. 119) aufgehoben. 

 



 

16.9 Thüringen 

Thüringer Verordnung zur Regelung des Verfahrens beim Austritt aus einer 

öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft 

(ThürReWeAusDVO) 

Vom 5. Februar 2009 (GVBl. 2009, 58) 

§ 1 Austrittserklärung 

Die Erklärung kann mündlich oder schriftlich abgegeben werden. Sie ist bedingungs- und 

befristungsfeindlich und darf keine Zusätze enthalten. Die Religionsgesellschaft oder 

Weltanschauungsgemeinschaft muss in der Erklärung eindeutig bezeichnet sein. Ein Nachweis der 

Zugehörigkeit zu der Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft ist nicht erforderlich. 

Über die mündliche Erklärung ist eine Niederschrift aufzunehmen, die der Erklärende zu 

unterschreiben hat. Die schriftliche Erklärung muss öffentlich beglaubigt sein. 

§ 2 Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

Die Austrittserklärung wird mit dem Tag wirksam, an dem bei dem zuständigen Standesamt die  

Niederschrift der Austrittserklärung unterzeichnet worden oder die schriftliche Erklärung eingegangen 

ist. 

§ 3 Bescheinigung über den Austritt 

Dem Erklärenden ist über den Austritt eine Bescheinigung zu erteilen. In der Bescheinigung ist 

anzugeben, wann die Erklärung wirksam geworden ist. Eine Kopie der Bescheinigung ist durch das 

zuständige Standesamt zwei Jahre aufzubewahren und anschließend zu vernichten. 

§ 4 Unterrichtung anderer Stellen 

(1) Das Standesamt hat die betroffene Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft, die 

zuständige Meldebehörde, das für den Erklärenden zuständige Finanzamt und das das Geburtsregister 

führende Standesamt über die Abgabe der Erklärung zu benachrichtigen. Das das Eheregister führende 

Standesamt oder die zuständige Lebenspartnerschaftsbehörde sind zu benachrichtigen, wenn auf 

Wunsch des Erklärenden eine Folgebeurkundung ausgelöst werden soll. Die Benachrichtigungen 

erfolgen schriftlich innerhalb einer Woche nach dem Wirksamwerden der Austrittserklärung nach § 2. 

(2) Die Benachrichtigungen können durch Versenden elektronischer Mitteilungen erfolgen, wenn die 

empfangenden Stellen über die entsprechenden technischen Einrichtungen verfügen, einen Zugang 

eröffnet und der elektronischen Übermittlung zugestimmt haben. Dabei ist zu gewährleisten, dass dem 

jeweiligen Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und 

Datensicherheit getroffen werden. 

§ 5 Verwaltungskosten 

Für die Erteilung der Bescheinigung über den Austritt und die Unterrichtung der anderen Stellen und 

Behörden erhebt das zuständige Standesamt eine Verwaltungsgebühr von 30 Euro. 

§ 6 Inkrafttreten, Außerkraftreten 



Diese Verordnung tritt am 1. März 2009 in Kraft. Gleichzeitig treten 

1. die Verordnung über den Austritt aus Religionsgemeinschaften öffentlichen Rechts in der im 

Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen veröffentlichten bereinigten Fassung vom 2. 

Oktober 1998 (GVBl. S. 329 -357-) und 

2. die Erste Durchführungsbestimmung zur Verordnung über den Austritt aus 

Religionsgemeinschaften öffentlichen Rechts in der im Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat 

Thüringen veröffentlichten bereinigten Fassung vom 2. Oktober 1998 (GVBl. S. 329 -358-) 

außer Kraft. 

Erfurt, den 5. Februar 2009 

Die Finanzministerin 

Birgit Diezel 

 


